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STUTTGART - 14 Jahre lang haben
die Lastwagenbauer Daimler, MAN,
Iveco, DAF und Volvo unerlaubte
Absprachen getroffen – und ihre
Kunden so mit überhöhten Preisen
über den Tisch gezogen. Aalen, Tutt-
lingen, Biberach, Ellwangen, Ravens-
burg: Die Liste der betroffenen Städ-
te ist lang. Auch Hunderte Speditio-
nen haben in Baden-Württemberg
Lkw zu überteuerten Preisen ge-
kauft, wie der Speditionsverband
mitteilt. Vor dem Landgericht Stutt-
gart sind bislang 23 Schadenersatz-
klagen eingegangen. Viele geprellte
Kommunen hoffen allerdings noch
auf eine außergerichtliche Einigung
mit den Firmen.

„Ich bin stinksauer. Was da pas-
siert ist, ist ein Unding“, sagt Aalens
Oberbügermeister Thilo Rentschler.
Acht Fahrzeuge für den Bauhof habe
die Stadt bei Daimler und MAN zwi-
schen 1997 und 2011 gekauft. In be-
sagtem Zeitraum sprachen die Lkw-
Hersteller mit Iveco, DAF und Volvo
ihre Preise ab, anstatt miteinander zu
konkurrieren und profitierten da-
durch.

Nun will die Stadt Aalen Geld von
den Lkw-Firmen sehen. 83 000 Euro
von MAN und 70 000 Euro von
Daimler – 15 Prozent vom jeweiligen
Kaufpreis. Die Stadt habe noch vor
Weihnachten alle Firmen angeschrie-
ben, bisher aber noch keine Antwort
erhalten, sagt Rentschler. Er hofft
trotzdem auf eine schnelle, unkom-
plizierte Einigung: „Sollte das nicht
klappen, schrecken wir aber auch vor
einer Gerichtsklage nicht zurück.“

Schaden noch nicht absehbar

Auch die Städte Ravensburg, Tuttlin-
gen, Biberach, Ellwangen, Lindau
und die Landkreise Ravensburg und
Biberach gehen davon aus, von den
Preisabsprachen des Lkw-Kartells
betroffen zu sein, wie sie auf Anfrage
der „Schwäbischen Zeitung“ mittei-
len. Bei den Städten geht es vor allem
um Laster für Betriebshöfe, die bei-
spielsweise zur Kanal- oder Straßen-
reinigung eingesetzt werden, aber
auch um Feuerwehrfahrzeuge. 

Den entstandenen Schaden kön-
nen die meisten Kommunen noch
nicht genau beziffern. „Der Verband
kommunaler Unternehmen hat in
Absprache mit den kommunalen
Spitzenverbänden ein Gutachten in
Auftrag gegeben, um die Schadens-
höhe zu ermitteln“, so Andrea Appel,
Sprecherin der Stadt Biberach. Das
Ergebnis werde Mitte des Jahres er-
wartet. Erst danach wolle man ent-
scheiden, ob gegen die Hersteller
Klage eingereicht werde.

Die Stadt Tübingen, die 24 Fahr-
zeuge gekauft hat, ist den Schritt vor
das Stuttgarter Landgericht bereits
gegangen. Mitte Januar reichte sie
Klage ein. Auch die Universitätsstadt

wollte sich außergerichtlich mit
MAN, Daimler und Iveco einigen.
Doch auf Vergleichsgespräche war-
tete man in Tübingen vergebens, wie
Pressesprecherin Sabine Schmincke
sagt. Stattdessen teilte die Firma
MAN mit, sie sehe sich nicht in der

Pflicht, zu zahlen. Der Grund: Wäh-
rend Daimler, Iveco, DAF und Volvo
von der EU-Kommission zu einem
Rekordbußgeld von rund 2,9 Milliar-
den verurteilt wurden, entfiel die
Strafe für MAN, da der Münchner
Lkw-Bauer an der Aufklärung des

Kartells beteiligt war. Aus Sicht der
Stadtverwaltung Tübingen erlischt
damit aber nicht ihr Recht auf Scha-
denersatz.

Ähnlich wie bei den Kommunen
sieht es bei den Speditionsunterneh-
men im Land aus. Der Geschäftsfüh-
rer des baden-württembergischen
Speditionsverbands, Andrea Maron-
giu, schätzt, dass rund 300 der 450
Mitgliedsbetriebe überteuerte Lkw
gekauft haben – einige davon sogar
über 700 Fahrzeuge. Der Speditions-
verband erstellt derzeit ebenfalls ein
Gutachten, um so außergerichtliche
Verhandlungen mit den Herstellern
vorzubereiten. Sollten diese schei-
tern, will man auch hier den Rechts-
weg einschlagen. Über mögliche
Verjährungsfristen für die Klagen
herrscht indes Uneinigkeit. Der Spe-
ditionsverband geht aber davon aus,
dass die Frist erst zum Jahresende
ausläuft.

Städte fordern Geld von Lkw-Firmen

Von Christin Hartard
●

Auch der Lkw-Hersteller Iveco war am Kartell beteiligt und muss knapp
eine halbe Milliarde Euro Bußgeld zahlen. FOTO: DPA

Preisabsprachen betreffen zahlreiche Kommunen und Speditionen in der Region 

STUTTGART - Julian Sincu aus Neuf-
fen im Kreis Esslingen geht gegen das
geplante Tempolimit auf der Auto-
bahn 96 vor. Ausgangspunkt für sei-
nen Protest ist ein Bericht der
„Schwäbischen Zeitung“ (Donners-
tagsausgabe), den Sincu online gele-
sen hat. Noch in der Nacht zum Don-
nerstag hat sich der 24-Jährige an den
Petitionsausschuss des baden-würt-
tembergischen Landtags gewandt -
und könnte so das Tempolimit vor-
erst stoppen.

Wie berichtet, soll in Kürze auf der
A 96 zwischen Wangen und Leutkirch
in beiden Richtungen Tempo 80 bei
Nässe gelten. Die entsprechenden
Schilder sollen aufgestellt werden,
sobald dies das Wetter zulässt, erklär-
te das Verkehrsministerium auf An-
frage des Ulmer SPD-Abgeordneten
Martin Rivoir. Den Schritt begründet
Uwe Lahl, Ministerialdirektor von
Verkehrsminister Winfried Hermann
(Grüne), mit einer Gefahrenanalyse
des zuständigen Regierungspräsidi-
ums Tübingen. Dieses habe aufgrund
einer Untersuchung im vergangenen
Herbst eine Geschwindigkeitsbe-
schränkung auf der 13 Kilometer lan-
gen Autobahnstrecke bei schlechten
Wetterbedingungen angeordnet.

Julian Sincu zweifelt die Rechtmä-
ßigkeit dieser Maßnahme an. Er be-
zieht sich auf ein Gutachten vom
Sommer 2016 im Auftrag des Ver-
kehrsministeriums. Es sollte klären,
ob auf der Strecke ein zweijähriger
Modellversuch mit Tempo 120 mög-
lich sei. „Laut dem Rechtsgutachten
ist eine Verkehrsbeschränkung ledig-
lich auf fünf Kilometern und auch nur
in Fahrtrichtung Süden rechtmäßig“,
argumentiert Sincu. 

Durch seine Petition will er errei-
chen, dass die Tempo-80-Schilder gar
nicht erst aufgestellt werden. Er be-
ruft sich auf das Stillhalteabkommen,
eine Vereinbarung zwischen Landtag
und Landesregierung. Wie ein Spre-

cher der Geschäftsstelle des Petiti-
onsausschusses erklärt, dürfen dem-
nach Maßnahmen, gegen die sich eine
Petition richtet, so lange nicht durch-
geführt werden, bis der Fall geklärt
ist. Und das kann dauern. 

Ausnahmen seien jedoch möglich,
wenn es etwa gesetzliche Ansprüche
oder rechtliche Verpflichtungen ge-
be. „Ob solche Verpflichtungen vor-
liegen, muss zunächst vom zuständi-
gen Ministerium geprüft werden“, so
der Sprecher. 

Zum konkreten Fall will sich das
Verkehrsministerium nicht äußern.
Eine Sprecherin teilt auf Anfrage mit:
„Grundsätzlich sind Ausnahmen vom
sogenannten Stillhalteabkommen zu-

lässig, wenn überwiegende Interes-
sen der Allgemeinheit oder eines
Dritten einer Verzögerung des Ver-
fahrens entgegenstehen.“

„Freie Fahrt fürs Ländle“

Die aktuelle Petition von Sincu ist
nicht die einzige: „Es fing damit an,
dass wir unter Grün-Rot verstärkt Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen gese-
hen haben.“ Aus einer Initiative gegen
ein Tempolimit auf der B 313 bei Nür-
tingen, die damals vorwiegend von
der Jungen Union getragen wurde,
entwickelte sich eine parteiübergrei-
fende Initiative mit dem Namen „Ver-
kehrsfluss statt Tempolimits – Freie
Fahrt fürs Ländle“. Ihr Kern bestehe
aus zehn Mitstreitern, so Sincu. Das
Ziel: „Tempolimits müssen nachvoll-
ziehbar sein. Wenn es keine konkrete
Gefahrenlage gibt, gibt es auch keinen
Grund, den Verkehr zu behindern.“ 

Obwohl es ein „zäher Kampf“ sei,
treibe ihn der große Zuspruch an, er-
klärt Sincu, der in einem mittelstän-
dischen Unternehmen in der IT ar-
beitet. Und kündigt an, in Kürze eine
weitere Petition einzureichen: gegen
ein Tempolimit von 130 auf der A 81
zwischen dem Kreuz Hegau und dem
Dreieck Bad Dürrheim. Darüber ver-
handeln die grün-schwarzen Regie-
rungspartner nämlich gerade.

Aktivist will Tempo 80 bei Nässe auf der A 96 verhindern
Julian Sincu reicht Petition beim Landtag ein, um das Aufstellen der Verkehrsschilder zu stoppen

Das geplante Tempolimit auf der A 96 ist umstritten. FOTO: STEPPAT

Von Kara Ballarin
●

STUTTGART (ch) - Der Landes-
elternbeirat fordert die Regierung
dazu auf, ihren Sparkurs in der Bil-
dungspolitik zu beenden und auf
den Lehrermangel zu reagieren. Der
Pflichtunterricht sei nicht mehr
sichergestellt, sagte Landeschef
Carsten Rees am Donnerstag in
Stuttgart. Es sei eine Lüge, dass die
Landesregierung kein Geld für Bil-
dung habe. „Die Wahrheit ist, dass
sie kein Geld ausgeben will“, so
Rees. Kultusministerin Susanne
Eisenmann (CDU) wies den Vor-
wurf von sich. Zum Thema Unter-

richtsversorgung merkte sie an, dass
es trotz vorhandener Mittel an ei-
nigen Orten an Bewerbern fehle.

Rees warf der Ministerin vor,
keine validen Erhebungen zum
Unterrichtsausfall zu haben. Statisti-
ken zu Lehrerstellen seien indes
schöngerechnet: „Da werden Lehrer
gezählt, die nie vor der Klasse ste-
hen, sondern in der Verwaltung
arbeiten.“ Eisenmann nannte den
Vorwurf eine „Unterstellung“. Das
Verhältnis zur Kultusministerin
bezeichnet Rees als „weitgehend
korrekt“, jedoch sei der Ton seit
ihrem Vorgänger Andreas Stoch
(SPD) „deutlich ruppiger“ gewor-
den. Weiter forderte der Beirat, die
Ausbildung für Sonderpädagogen zu
erweitern. Für inklusive Kinder
müssten Assistenzen bereitgestellt
werden. Dies sei vor allem beim
Besuch von Ganztagsschulen nicht
gewährleistet. Ende März wird ein
neuer Landeselternbeirat gewählt.
Man werde dann überlegen, sich an
öffentlichen Protestaktionen zu
beteiligen. 

Kurz berichtet
●

Landeselternbeirat kritisiert Sparkurs 
in der Bildungspolitik 

Carsten Rees, Vorsitzender des
Landeselternbeirats. FOTO: DPA

Polizei zerschlägt 
Drogenbande in Konstanz
KONSTANZ (lsw) - Ermittlern ist im
Raum Konstanz ein Schlag gegen
eine international agierende Dro-
genbande gelungen. Bei mehreren
Aktionen wurden in den vergange-
nen Monaten insgesamt 30 Ver-
dächtige festgenommen, wie die
Staatsanwaltschaft Konstanz am
Donnerstag bilanzierte. Sie sollen
überwiegend im Raum Konstanz
und Singen gewohnt haben. Die
Polizei stellte 9,1 Kilogramm Kokain
sicher sowie 300 Gramm Heroin im
Gesamtwert von etwa 720 000 Euro.
Gegen 16 Personen wurden bereits
mehrjährige Freiheitsstrafen aus-
gesprochen. Laut Staatsanwaltschaft
soll es sich um Mitglieder einer
Bande handeln, die in mehreren
Ländern operiert und in großen
Mengen Kokain von Südamerika
nach Europa schmuggelt. In den
süddeutschen Raum gelangten die
Drogen im Magen von sogenannten
Bodypackern. Nach dem Weiterver-
kauf floss ein Teil des Erlöses an
einen im Ausland sitzenden Organi-
sator. Auf die Spur der Bande hatten
die Ermittler zwei Tatverdächtige
gebracht, die bereits im April 2015
wegen Körperschmuggels von
Kokain festgenommen worden
waren.

22-Jähriger stellt sich nach
sexuellen Attacken 
KARLSRUHE (lsw) - Nach mehreren
sexuellen Attacken auf Frauen in
Karlsruhe hat sich ein junger Mann
bei der Polizei gestellt. Der 22 Jahre
alte Student habe sich am Donners-
tag zusammen mit einem Anwalt
gemeldet, teilten Staatsanwaltschaft
und Polizei mit. Zuvor war ein Bild
aus der Überwachungskamera einer
Straßenbahn veröffentlicht worden,
das den mutmaßlichen Angreifer
zeigt. Die Ermittler gehen davon
aus, dass er für fünf Attacken auf
Frauen verantwortlich ist. Vier
davon ereigneten sich im Januar,
eine schon Anfang Dezember. Die
Frauen konnten sich jeweils losrei-
ßen und weglaufen. Der 22-Jährige
sei festgenommen worden und
mache von seinem Aussagever-
weigerungsrecht Gebrauch, teilten
die Behörden weiter mit. Am Frei-
tag soll entschieden werden, ob ein
Haftbefehl beantragt wird. Bis da-
hin bleibe der Mann in Gewahrsam.

Mordanklage gegen 
A7-Steinewerfer
ELLWANGEN (lsw) - Die Staats-
anwaltschaft Ellwangen hat Anklage
gegen den mutmaßlichen Steine-
werfer von der Autobahn 7 erhoben.
Der 37-Jährige soll im vergangenen
September einen großen Pflaster-
stein von einer Brücke bei Giengen
an der Brenz (Landkreis Heiden-
heim) auf die Fahrbahn geworfen
haben – das Auto einer Familie fuhr
gegen den Stein, Vater, Mutter und
zwei Kinder wurden schwer ver-
letzt. Die Anklage laute auf ver-
suchten Mord in vier Fällen, teilte
die Staatsanwaltschaft mit. 

Aus für Zirkusse mit 
Wildtieren in Stuttgart
STUTTGART (lsw) - Aus für Löwen,
Elefanten und Giraffen: Vom 1. April
2019 an dürfen Zirkusse mit Wild-
tieren nicht mehr in Stuttgart auf-
treten. Der Gemeinderat der Lan-
deshauptstadt erweiterte am Don-
nerstag das seit 2011 geltende Ver-
bot auch auf den Cannstatter
Wasen. Nur dort konnten noch
Wildtiere auftreten. Diese Aus-
nahmeregelung gibt es künftig nicht
mehr. Auch Städte wie Ulm und
Heilbronn hatten Zirkusse mit
Wildtieren bereits verbannt.

Viele Mittelständler 
beschäftigen Flüchtlinge
STUTTGART (lsw) - Jeder sechste
Mittelständler im Südwesten be-

schäftigt Flücht-
linge. 58 Prozent
wären grund-
sätzlich bereit
dazu. Das geht
aus einer Um-
frage der Wirt-
schaftsberatung
Ernst & Young
hervor. Dabei

rechnet jeder zweite Mittelständler
(45 Prozent) im Südwesten damit,
dass die Einstellung von Flücht-
lingen erheblich oder zumindest ein
wenig dazu beitragen könnte, den
Fachkräftemangel zu mildern. Wirt-
schaftsministerin Nicole Hoff-
meister-Kraut (CDU, Foto: Rase-
mann) findet das Engagement der
Betriebe nicht überraschend. „Die
mittelständischen Betriebe sind das
Rückgrat unserer Wirtschaft“, sagte
sie am Donnerstag.

Gegründet 1945 
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Die EU-Kommission hat im Som-
mer 2016 die Lastwagenbauer
Daimler, Iveco, DAF und Volvo/
Renault wegen unerlaubter Preis-
absprachen zu einer Strafe von
knapp 2,93 Milliarden Euro ver-
urteilt. Daimler traf dabei mit einer
Milliarde die höchste Einzelstrafe.
MAN hatte der Kommission den
Hinweis auf das Kartell gegeben
und kam als Kronzeuge deshalb
ungestraft davon. Gegen die

schwedische VW-Tochter Scania
laufen die Ermittlungen weiter,
weil sie einen Vergleich ablehnte.
Von 1997 bis 2011 haben die Lkw-
Unternehmen ihre Verkaufspreise
im Europäischen Wirtschaftsraum
abgestimmt. So konnten die
marktbestimmenden Lkw-Her-
steller die Preise hochhalten und
profitieren. 2011 setzten Unter-
suchungen durch die EU-Kommis-
sion dem Kartell ein Ende. (ch)

Hintergründe zum Lkw-Kartell in Europa

Die am Kartell beteiligten
Unternehmen produzie-
ren einen Großteil der

Lkw in Europa. 14 Jahre lang hat-
ten sie den Markt mit überteuer-
ten Fahrzeugen im Griff und
zockten so Käufer zu ihren
Gunsten ab. Die Rekordstrafe
der EU-Kommission ist absolut
richtig – und setzt ein wichtiges
Zeichen. Kartelle haben in Euro-
pa keinen Platz. Denn sie scha-
den letztlich allen Verbrauchern.
Waren werden teurer, wenn Spe-
diteure zu viel für die Fahrzeuge
zahlen, die sie transportieren.
Und im Fall der Kommunen wer-
den Steuergelder verschwendet. 

Jetzt sind die Lkw-Bauer ge-
genüber den Käufern in der
Pflicht. Dass MAN sich nun – wie
im Fall der Stadt Tübingen – aus
der Affäre ziehen will, ist
schlechter Stil. Als Kronzeuge
hat MAN das Kartell auffliegen
lassen. Das hat dem Unterneh-
men die Strafe der EU-Kommis-
sion erspart, ändert aber nichts
daran, dass die Firma jahrelang
überteuerte Lkw verkaufte. Für
den entstandenen Schaden sollte
der Lkw-Bauer geradestehen –
allein schon, um den eigenen Ruf
zu retten.

●» c.hartard@schwaebische.de
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Von Christin

Hartard

Unternehmen 
in der Pflicht
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